
 
A 8-K-74/2005-1 Graz, am 19.10.2006 
Landeshauptstadt Graz, Voranschlags-, Finanz- 
Rechnungsabschluss 2005 und Liegenschaftsausschuss: 
 Berichterstatter: 
 StR. Mag. Dr. Riedler 

 
 

B e r i c h t 
an den 

G e m e i n d e r a t 
 
 
 
 

Abschnitt I - Allgemeines: 
 
 
Der Rechnungsabschluss der Landeshauptstadt Graz für das Rechnungsjahr 2005 wurde von 
den Magistratsabteilungen 8/3 – Abteilung für Rechnungswesen und 8 – Finanz- und 
Vermögensdirektion, wie in den vergangenen Jahren fertig gestellt. 
 
Der Rechnungsabschluss 2005 wurde gemäß § 96 Abs. 3 des Statutes ab 5.10.2006 durch 
zwei Wochen zur öffentlichen Einsicht aufgelegt. Die Anzahl der Einsicht nehmenden 
Gemeindemitglieder und deren eingebrachte Anmerkungen sind aus der Beilage zu 
entnehmen. 
 
Es wäre noch auf die formellen Bestimmungen des § 96 Abs. 6 des Statutes hinzuweisen, 
wonach der Bürgermeister den Rechnungsabschluss so zeitgerecht auf die Tagesordnung 
einer öffentlichen Sitzung des Gemeinderates zu setzen hat, dass dessen Genehmigung vor 
Eingang in die Beratung über den Voranschlag des zweitfolgenden Jahres erfolgen kann. 
 
 
 

Abschnitt II - Stellungnahme des Finanzdirektors 
 

Konsolidierung 2005 im Plan 
 
 
Nach 2004 zieht die Stadt Graz mit dem Rechnungsabschluss 2005 zum zweiten Mal 
Zwischenbilanz auf dem bis 2010 anberaumten Weg der schrittweißen Haushalts-
Konsolidierung. Erstmals seit Jahren hat sich der Saldo der laufenden Gebarung gegenüber 
dem Vorjahr nicht mehr weiter verschlechtert. Das ist die gute Nachricht. Mit  € -56 M Euro 
ist der Saldo der laufenden Gebarung jedoch bereits das vierte Jahr in Serie negativ. Das ist 
die schlechte Nachricht, welche wohl in aller Deutlichkeit eine konsequente Fortsetzung des 
Sanierungsweges in den nächsten Jahren einmahnt. 
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Die finanziellen Zielsetzungen des Voranschlages 2005 konnten aber durchaus erfolgreich 
umgesetzt werden:  
 
Die laufenden Einnahmen lagen um € 11 Mio über dem budgetierten Wert, was 
insbesondere auf die positive Entwicklung bei den eigenen Steuern, aber auch bei den 
Ertragsanteilen der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, zurückzuführen ist. Die Personal-
Kosten inklusive Pensionen wurden ziemlich genau auf Plan gehalten und auch die 
sonstigen laufenden Ausgaben entwickelten sich in Summe planmäßig. Die Vermögens-
Gebarung stellt sich um € 20 Mio besser dar als budgetiert, was vor allem auf zeitliche 
Verzögerungen bei der Abarbeitung der Investitionsprogramme zurückzuführen ist und in 
den Folgejahren aufgeholt werden wird. Bedingt durch diese gute Entwicklung in der 
laufenden Gebarung und Vermögensgebarung ergab sich insgesamt lediglich ein Bedarf von 
€ 2 Mio an Finanztransaktionen, im Voranschlag waren noch € 34 Mio geplant gewesen. 
Das Maastricht Ergebnis ist sogar knapp positiv, was aber natürlich wie in den Vorjahren 
nur durch Grundstücksveräußerungen möglich war. 
 
Die Maßnahmen des Projekts "Aufgabenkritik" wurden 2005 nicht nur budgetiert, sondern 
sind jetzt im Rechnungsabschluss auch als tatsächlich umgesetzt erkennbar, auch einige der 
Ende 2005 für die Zukunft eingeführten Modernisierungen des Budgetvollzugs 
(Eckwertbudgetierung) haben bereits positive Wirkungen im vorliegenden Abschluss 
gezeigt. Erstmals in dieser Form wird im Abschnitt VII auch ein Blick auf die konsolidierten 
Zahlen der Beteiligungen gemacht: Die Vielzahl von an Tochtergesellschaften ausgelagerten 
Aktivitäten der Stadt Graz lassen es vernünftig erscheinen, diese Ergänzung bei der 
Beurteilung der Zahlen mit zu berücksichtigen. Der solcherart konsolidierte wirtschaftliche 
Gesamtschuldenstand von etwa 1 Mrd Euro ist der zentrale Punkt der weiteren 
Sanierungsbemühungen. 

 
Aus heutiger Sicht wird auch das Jahr 2006 eine weitere Verminderung des jährlichen 
Defizits ausweisen, jedoch nach wie vor keine Entwarnung zulassen, im Gegenteil: Die zur 
endgültig erfolgreichen Sanierung der Stadt Graz notwendigen Hilfestellungen seitens der 
Finanzausgleichspartner Bund und  Land sind nach wie vor nicht verbindlich zugesagt, 
genauso wie auch  fundamentale Strukturreformen im Magistrat nach wie vor politisch nicht 
wirklich entschieden wurden. Ein Erreichen der noch offenen Sanierungsschritte durch 
Wiederholung der Methoden der Jahre 2004 bis 2006, nämlich Sparen durch die in der 
Struktur unveränderten Abteilungen und Ämter, ist aber in den Jahren 2007 bis 2010 nicht 
mehr realistisch. Es muss daher von allen Seiten mehr Entschlossenheit zur Vollendung des 
Sanierungszieles 2010 eingefordert werden, auch wenn dies kurzfristig nicht immer 
angenehm umzusetzen ist; die Zukunft einer Stadt fußt letztlich immer auf einem gesunden 
Haushalt – und gesund ist dieser in Graz noch lange nicht. 
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Abschnitt III - Haushaltsrechung: 
 
 
1. ORDENTLICHE GEBARUNG 
 

 
Dies bedeutet - in Prozenten ausgedrückt - dass gegenüber den veranschlagten Beträgen die 
tatsächlich erzielten Einnahmen und die getätigten Ausgaben um 0,63 %  niedriger waren.  
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2. AUSSERORDENTLICHE GEBARUNG 
 

 
 
Dies bedeutet - in Prozenten ausgedrückt - dass gegenüber den veranschlagten Beträgen die 
tatsächlich getätigten Ausgaben und die dafür notwendigen Finanzierungsmittel um 36,2 %  
niedriger waren als geplant. 
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Abschnitt IV – Kassenabschluss: 
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Abschnitt V – Vermögens- und Schuldenrechnung: 
(ohne Eigenbetriebe) 

 

 
 

Ergänzend wäre noch anzuführen, dass sich die von der Stadt übernommenen Haftungen 
von € 175.586.001,24 auf € 213.026.534,09 erhöht haben. 
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Abschnitt VI – Kennzahlen / Haushaltsanalyse: 
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Anmerkung: Bei der Erstellung des Voranschlages/des Rechnungsabschlusses wird die OG. mit 
Rücklagenentnahmen, Vermögens- und/oder Beteiligungsverkäufen „geschlossen“; die AOG wird 
großteils mit Darlehen und Rücklagenentnahmen finanziert. Mit Ausnahme der 
Vermögensveräußerungen (Mobilien und Immobilien) schlagen sich diese Maßnahmen für das 
Maastrichtergebnis (davon nicht betroffen sind Finanzierungen für die Bereiche der Betriebe mit 
marktbestimmter Tätigkeit) durchwegs negativ nieder.  
 
 

 

 

 

 
Anmerkung: Die „Freie Finanzspitze“ wird auch „Manövriermasse“ genannt. Die „Freie 
Finanzspitze“ ist jene Kennzahl, die den Betrag ausweist, der für neue Investitionen zur Verfügung 
steht bzw. stehen soll. Aufgrund der Grazer Ergebnisse bei dieser Kennzahl wären an sich keine 
weiteren Neu-Investitionen zulässig! 
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Anmerkung: Nach Auffassung des KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung sollte hinsichtlich des 
Überschusses der Laufenden Einnahmen über die Laufenden Ausgaben in Relation zu den 
Laufenden Ausgaben mittelfristig ein Wert von 20% gehalten werden. 
 

 
 

 
Anmerkung: Der Selbstfinanzierungskoeffizient gibt den „selbstfinanzierten“ Anteil der AOG 
wider; der Rest wird mit Darlehensaufnahmen bzw. Transferzahlungen des Bundes/Landes /EU 
bedeckt. Siehe auch Punkt J. 
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Anmerkungen zur Tabelle betreffend Aufgabenbereiche: Vorlage für diese Auswertung war das 
Buch „Aufgabenorientierte Gemeindefinanzierung in Österreich“ von 
Bröthaler/Sieber/Schönbäck/Maimer/Bauer; 
Für diese Auswertungen wurden Aufgaben nach funktionellen Kriterien in Anlehnung an das UNO-
Schema COFOG  unterschieden und durch Zuordnung der VRV-Abschnitte 1997 zusammengefasst. 
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Abschnitt VII – Konsolidierte Ergebnisse: 
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Abschnitt VIII – Sonstiges: 
 
1. Kreditansatzüberschreitungen: 
 
Allgemein ist zu den Ausgaben festzustellen, dass die vom Gemeinderat einschließlich aller 
Nachträge genehmigten Kreditansätze grundsätzlich eingehalten wurden. 
Im Rahmen der Rechnungsabschlusserstellung ergaben sich folgende notwendige 
Kreditüberschreitungen: 
 

 
 

 
 
1. Krankenfürsorgeanstalt: 
Zu den Rechnungsabschlussziffern der die KFA betreffenden Teilabschnitte 01800, 01810 
und 01820 ist auf die Bestimmungen des § 27 der KFA-Satzungen hinzuweisen, wonach die 
bei den einzelnen Fonds sich ergebenden Wirtschaftserfolge über die entsprechenden 
Reservefonds abzuwickeln sind. 
Da diese Teilabschnitte der VRV entsprechend zwar der Ordentlichen Gebarung einge-
gliedert sind, verwaltungsmäßig jedoch einen selbstständigen Wirtschaftsbereich darstellen, 
werden die Wirtschaftserfolge 2005 der drei Fonds der Städtischen Krankenfürsorgeanstalt 
im Folgenden erläuterungsweise dargestellt: 
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R e s e r v e f o n d s                                                      (Rücklage) 

 
Teilabschnitt                 Behebung Zuführung 
01800 Betriebsfonds für die Pflichtleistungen 132.041,68 0,00 
01810 Fonds für Erweiterte Heilbehandlung  103.625,20 0,00 
01820 Fonds für Zusätzliche Leistungen      0,-- 201.188,37 
              235.666,88 201.188,37 

 
 
 

Auf Grund dieses Berichtes stellt der Voranschlags, Finanz- und Liegenschaftsausschuss 
den 

A n t r a g , 
 
der Gemeinderat wolle gemäß § 96 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. 130/1967 
i.d.F. LGBl. 32/2005 beschließen: 
 
 
1. Der Rechnungsabschluss der Landeshauptstadt Graz der Ordentlichen und der Außeror-

dentlichen Gebarung für das Jahr 2005 wird genehmigt. 
 
2. Die Überschreitung der im Motivenbericht angeführten Konten bzw. Deckungsklassen 

wird nachträglich beschlossen. 
 
3. Die gemäß § 27 der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt für die Beamten der Lan-

deshauptstadt Graz über die entsprechenden Reservefonds abgewickelten Wirt-
schaftserfolge des Haushaltsjahres 2005, das sind die Soll-Abgänge 

 
des Betriebsfonds für Pflichtleistungen von € 132.041,68 
des Fonds für Erweiterte Heilbehandlung von € 103.625,20 
 
und der Soll-Überschuss 
 
des Fonds für zusätzliche Leistungen von € 201.188,37  
   
werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 

Der Bearbeiter:        Der Abteilungsvorstand: 
 
 
    (Kicker)  (Mag. Dr. Kamper) 

Der Finanzreferent: 
 
 

(Stadtrat Mag. Dr. Wolfgang Riedler) 
 
Angenommen in der Sitzung des Voranschlags-, Finanz- und Liegenschaftsausschusses  

 
am ............................. 

Die Vorsitzende:  Die Schriftführerin: 
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